
Forderungen für eine gute Zukunft der EU aus Sicht der Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen 2024-2029

Zur Zukunft des EU-Binnenmarkts: Soziale 
Ausgewogenheit muss zur Priorität werden

Forderungen

Soziales Fortschrittsprotokoll und Kampf gegen 
Sozialdumping: Ein soziales Fortschrittsprotokoll 
muss als fünfte Grundfreiheit etabliert werden, 
um Lohn- und Sozialdumping effektiv zu 
bekämpfen und faire Wettbewerbsbedingungen im 
Binnenmarkt zu schaffen. Die Europäische Säule 
sozialer Rechte sollte durch verbindliche Richtlinien 
gestärkt und durch ein ambitioniertes soziales 
Aktionsprogramm unterstützt werden.

Stärkung öffentlicher Dienstleistungen und 
Infrastruktur: Der öffentliche Sektor und 
seine Leistungen müssen als tragende Säule 
der Volkswirtschaften anerkannt werden. Es 
ist notwendig, das Bahnsystem massiv zu 
stärken und in die Infrastruktur zu investieren. 
Fehlentwicklungen durch Liberalisierungen im 
Eisenbahnsektor sollen rückgängig gemacht 
werden.

Förderung von Geschlechtergleichstellung 
insbesondere bei Forschung und Innovation: 
Maßnahmen zur Gleichstellung der Geschlechter 
sind vor allem auch in den Bereichen Forschung 
und Innovation dringend erforderlich. Der Zugang 
zu Gründerkapital und die Beteiligung von Frauen 
in technologischen Bereichen wie der Künstlichen 
Intelligenz (KI) müssen verbessert werden.

Finanzmarktstabilität und Schutz der 
Kleinanleger:innen sicherstellen: Eine Forcierung 
der Verbriefung von Schuldtiteln sieht die AK 
hochproblematisch, da diese die Transparenz 
reduziert und das Risiko erhöht. Der Schutz von 
Kleinanleger:innen und die Finanzmarktstabilität 
müssen Vorrang haben. Regulierungsarbitrage soll 
unterbunden werden, um ein effizientes Regelwerk 
und somit langfristige Stabilität zu gewährleisten.

Einbeziehung von Sozialstandards im 
öffentlichen Vergaberecht: Bei öffentlichen 
Aufträgen müssen Sozialstandards und 
Qualitätskriterien, wie zum Beispiel Mindestlöhne 
und Maximalarbeitszeiten, verbindlich verankert 
werden. Subunternehmerketten sollten auf ein 
Glied begrenzt werden, um die Arbeitsbedingungen 
zu verbessern.

AK FORDERUNGEN

Hintergrund

Der EU-Binnenmarkt steht vor neuen 
Herausforderungen, die eine grundlegende 
Überarbeitung seiner Ausrichtung erforderlich 
machen. Krisen wie die Finanzkrise von 2008, die 
COVID-19-Pandemie und die Energiepreiskrise haben 
strukturelle Schwächen im bisherigen Modell der 
Forcierung von Marktfreiheiten offengelegt. Es wird 
zunehmend klar, dass wirtschaftspolitische Ziele nicht 
isoliert von sozialen und arbeitsrechtlichen Aspekten 
verfolgt werden können.

Die Europäische Kommission hat vor den Wahlen 
zum EU-Parlament begonnen, sich intensiv mit der 
Zukunft des Binnenmarkts auseinanderzusetzen. 
Der sogenannte Letta-Bericht von April 2024 
zeigt jedoch eine starke Fokussierung auf 
unternehmerische Interessen, während die Interessen 
der Arbeitnehmer:innen und Verbraucher:innen 
nur unzureichend berücksichtigt werden. Um ein 
ausgewogenes Binnenmarktmodell zu schaffen, 
braucht es daher einen Paradigmenwechsel. Es 
müssen soziale und gesellschaftspolitische Aspekte 
deutlich stärker in den Vordergrund gerückt werden 
und in diesem Sinn verbindliche Regelungen 
implementiert werden.

AK EUROPA

Die Bundesarbeitskammer (AK) ist die gesetzliche 
Interessenvertretung von rund 4 Millionen 
Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen in 
Österreich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen sozial-, 
bildungs-, wirtschafts- und verbraucherpolitischen 
Angelegenheiten auf nationaler sowie auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. 
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Begründung und Argumente

Stärkung der sozialen Dimension im Binnenmarkt

Der EU-Binnenmarkt hat sich historisch auf die 
Förderung der Marktfreiheiten und die Stärkung 
der Unternehmen konzentriert. Diese einseitige 
Ausrichtung hat jedoch zu einem Ungleichgewicht 
geführt, das insbesondere Arbeitnehmer:innen 
benachteiligt. Die Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs in Fällen wie Viking und Laval hat die 
Rechte von Unternehmen auf Kosten der Arbeitsrechte 
gestärkt. Ein soziales Fortschrittsprotokoll könnte 
diese Schieflage beheben, indem es soziale 
Standards in den Binnenmarkt integriert und somit 
den Schutz der Beschäftigten verbessert. Zudem 
würde der Kampf gegen Sozialdumping den fairen 
Wettbewerb fördern und verhindern, dass Löhne und 
Arbeitsbedingungen weiter unter Druck geraten.

Öffentliche Dienstleistungen als Stütze der 
Wirtschaft

Die Rolle des öffentlichen Sektors und der Infrastruktur 
ist für die Stabilität und das Wachstum der 
europäischen Volkswirtschaften von entscheidender 
Bedeutung. Öffentliche Dienstleistungen wie das 
Bahnsystem sind essenziell für den reibungslosen 
Ablauf des Binnenmarkts. Fehlentwicklungen 
durch übertriebene Liberalisierungen, wie sie 
im Eisenbahnsektor beobachtet wurden, haben 
negative Auswirkungen auf die Qualität und Effizienz 
der Dienstleistungen. Ein Rückzug von diesen 
Liberalisierungen und verstärkte Investitionen in 
die Infrastruktur könnten die Wettbewerbsfähigkeit 
der EU verbessern und gleichzeitig soziale 
Gerechtigkeit fördern. Der öffentliche Sektor sollte 
auch im Bereich der Forschung und Innovation 
eine größere Rolle spielen, insbesondere wenn es 
darum geht, wissenschaftliche Erkenntnisse der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen, anstatt sie 
privatwirtschaftlichen Interessen zu überlassen.

Fairness gefragt in sämtlichen Bereichen

Ein weiteres wichtiges Anliegen ist die Förderung 
der Geschlechtergleichstellung im Binnenmarkt, 
insbesondere in den zukunftsträchtigen Bereichen 
Forschung und Innovation. Der geringe Anteil 
von Frauen in der Gründer:innenszene und bei 
Schlüsseltechnologien wie der Künstlichen Intelligenz 
zeigt deutliche Defizite auf, die dringend behoben 
werden müssen. 

Unterdessen muss im Bereich der Finanzmärkte 
der Schutz von Kleinanleger:innen oberste 
Priorität haben. Verbriefungen von Schuldtiteln, 
wie sie in der Vergangenheit zur Verschärfung der 
Finanzkrise beigetragen haben, müssen kritisch 
hinterfragt werden. Transparenz und Stabilität des 
Finanzmarkts sind unerlässlich, um das Vertrauen der 
Verbraucher:innen in den Binnenmarkt zu stärken und 
langfristige Krisen zu verhindern.
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